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PLANZEICHENERKLÄRUNG

Art der baulichen Nutzung

Mischgebiete

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

offene Bauweise

Baugrenze

Geschossflächenzahl

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Ursprungsbebauungsplanes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der Bebauungsplanänderung

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
angrenzender Bebauungspläne

P R Ä A M B E L 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 84 Abs. 3 der Niedersächsischen 
Bauordnung (NBauO) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
hat der Rat der Gemeinde Spelle diese Bebauungsplanänderung im beschleunigten Verfahren (§ 13a BauGB), 
bestehend aus der Planzeichnung und den nachstehenden textlichen Festsetzungen mit örtlichen Bauvorschrif-
ten (gestalterische Festsetzungen), in der Sitzung am  15.06.2021  als Satzung beschlossen. 
 
 
Planungsrechtliche Festsetzungen – gemäß § 9 BauGB 
1. Vergnügungsstätten sind auch ausnahmsweise nicht zulässig. Ferner sind Wohnungsprostitution, Sexshops 

und solche Betriebe, deren beabsichtigte Nutzung auf die Ausübung sexueller Handlungen innerhalb der 
Betriebsflächen ausgerichtet ist oder bei denen die Ausübung sexueller Handlungen ein betriebliches We-
sensmerkmal darstellt (z.B. Bordelle, bordellartige Betriebe, sogenannte Swinger-Clubs) oder gewerbliche 
Zimmervermietungen zum Zweck der Vornahme sexueller Handlungen nicht zulässig (§ 1 Abs. 5, 6 u. 9 
BauNVO). 

 

2. Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens, gemessen von Oberkante Mitte fertiger erschließender 
Straße bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden, darf in der Mitte des Gebäudes an der Straßenseite 
0,50 m nicht überschreiten. 

 

3. Die maximale Höhe der Gebäude, gemessen senkrecht von der Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden 
bis zum höchsten Punkt der Dachhaut, darf 9,00 m nicht überschreiten.  

 

4. Gemäß § 31 Abs. 1 BauGB kann die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde ein 
zweites Vollgeschoss zulassen, wenn es sich um ein Dachgeschoss als oberstes Geschoss gem. § 2 Abs. 
7 NBauO handelt und die sonstigen Festsetzungen eingehalten werden. 

 

5. Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebengebäude gem. § 14 BauNVO müssen grundsätzlich einen Mindest-
abstand von 1,0 m zu öffentlichen Verkehrsflächen einhalten. Zwischen der Einfahrtseite von Garagen oder 
Carports und der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche muss ein Mindestabstand von 3,0 m eingehal-
ten werden. 

 
 
Gestalterische Festsetzungen  
(Örtliche Bauvorschriften gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 NBauO) 
1. Als Dachformen sind nur geneigte Dächer mit einer Mindestneigung von 35 Grad zulässig. Garagen (§ 12 

NBauO) und untergeordnete Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) können auch mit Flachdach errichtet werden. 
 

2. Einfriedungen sind im Vorgartenbereich in einer Tiefe von 3,0 m parallel der nächstliegenden öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche nur bis max. 0,80 m über Straßenoberkante zulässig. 

 
 
Spelle, den  21.06.2021  
 
 
gez. Andreas Wenninghoff gez. Maria Lindemann 
................................................................. ................................................................. 
Bürgermeister Gemeindedirektorin 
 

 
 
8. ÄNDERUNG  BEBAUUNGSPLAN  NR.  39 
„WESTLICH  DER  HAUPTSTRASSE“ 
(BESCHLEUNIGTES  VERFAHREN  GEM.  § 13 A  BAUGB) 
 
- MIT  BAUGESTALTERISCHEN  FESTSETZUNGEN - 

GEMEINDE  SPELLE 
 
SAMTGEMEINDE  SPELLE / LANDKREIS  EMSLAND 
 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner 
Sitzung am  14.04.2020  die Aufstellung der Bebauungs-
planänderung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a 
BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist ge-
mäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
BauGB am  28.01.2021  ortsüblich bekannt gemacht 
worden. 
 
Spelle, den  21.06.2021   
 
 
gez. Maria Lindemann 
.................................................. 
Gemeindedirektorin 

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) der Bebau-
ungsplanänderung ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  
30.06.2021  im Amtsblatt für den Landkreis Emsland 
bekannt gemacht worden. Die Bebauungsplanänderung 
ist damit am  30.06.2021  rechtsverbindlich geworden. 
 
Spelle, den  02.07.2021   
 
 
 
 
gez. Maria Lindemann 
.......................................................... 
Gemeindedirektorin 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner 
Sitzung am  30.11.2020  dem Entwurf der Bebauungs-
planänderung und der Entwurfsbegründung zugestimmt 
und die öffentliche Auslegung gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in 
Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am  
28.01.2021  ortsüblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und die Ent-
wurfsbegründung haben vom  05.02.2021  bis einschl.  
08.03.2021  gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Be-
bauungsplanänderung ist die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 und 
215 BauGB) beim Zustandekommen der Bebauungsplan-
änderung nicht geltend gemacht worden. 
 
Spelle, den  .................... 
 
 
 
................................................... 
Gemeindedirektorin 

Spelle, den  21.06.2021 
 
 
gez. Maria Lindemann 
................................................... 
Gemeindedirektorin 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Der Rat der Gemeinde hat die Bebauungsplanänderung 
im beschleunigten Verfahren (§ 13 a BauGB) - mit bauge-
stalterischen Festsetzungen - nach Prüfung der Bedenken 
und Anregungen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung 
am  15.06.2021  als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die 
Begründung beschlossen. 
 
Spelle, den  21.06.2021 
 
 
gez. Maria Lindemann 
.................................................. 
Gemeindedirektorin 

Die Bebauungsplanänderung wurde ausgearbeitet vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den 11.12.2020 / 12.04.2021 
  

 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 
1. Im Umfeld des Änderungsbereichs liegen gemäß Altlastenkataster des Landkreises Emsland die Alt-

standorte „ehemalige Tischlerei Schütte“, Hauptstraße 37 (Anlagen-Nr. 45404959010007 und „ehemali-
ges Betonwerk Rekers“ (Anlagen-Nr. 45404959010002). Sollten sich bei Tiefbaumaßnahmen organolep-
tische (visuelle/geruchliche) Hinweise auf Bodenverfüllungen mit Abfallstoffen oder schädlichen Boden-
veränderungen (Bodenverunreinigungen) ergeben, ist der Landkreis Emsland, Fachbereich Umwelt, dar-
über unverzüglich in Kenntnis zu setzen und die weitere Vorgehensweise mit dem Landkreis Emsland ab-
zustimmen. 

 

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. 
sein. Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht oder Denkmale der Erdgeschichte 
(hier: Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerungen -, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder 
pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, 
sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen 
der Denkmalschutzbehörde des Landkreises Emsland (Tel: 05931/44-4039 oder 44-4041) unverzüglich 
gemeldet werden.   
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen 
sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu 
lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fort-
setzung der Arbeit gestattet. 

 

3. Der Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG ist grundsätzlich auch auf der Umsetzungsebene (der Reali-
sierung der Bauvorhaben) sicherzustellen. Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob Vermeidungs- oder Aus-
gleichsmaßnahmen erforderlich werden oder ob artenschutzrechtliche Ausnahmen gemäß § 45 
BNatSchG beantragt werden müssen. 

 

R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634).   
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I, S. 1728).   
 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I, S. 3786).
 

Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90 - vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58),   
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I, S. 1057).   
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - NKomVG - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 576),   
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.04.2021 (Nds. GVBl. 2021, S. 240).   
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO - vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012, S. 46),   
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.11.2020 (Nds. GVBl. 2020, S. 384).   
 

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen  
Vermessungs- und Katasterverwaltung  © 2020 

Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 

Emsland 
Spelle 
Spelle 
15 
1:500 

Diese amtliche Präsentation und die ihr zugrunde liegenden Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens sind nach §5 des Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche 
Vermessungswesen vom 12. Dezember 2002 (Nds. GVBI 2003) geschützt. Die Verwer-
tung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Wiedergabe ist nur 
mit Erlaubnis der zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde zulässig. 

Antragsbuch Nr.: L4 - 77/2020 
(bei Rückfragen bitte angeben) 

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters (Stand vom 13.05.2020). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. 
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 
Lingen (Ems), den   Landesamt für Geoinformation und  

Landesvermessung Niedersachsen  
Regionaldirektion Osnabrück-Meppen 

- Katasteramt Lingen - 

(LS)  
 

 

H I N W E I S E 
1. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungseinrich-

tungen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und Unfälle 
vermieden werden. Schachtarbeiten in der Nähe von Versor-
gungseinrichtungen sind von Hand auszuführen. Im Bedarfs-
fall sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der erd-
verlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bit-
ten. 

 

2. Aus Gründen des vorsorgenden Hochwasserschutzes bei 
Starkregenereignissen ist das Merkblatt DWA-M 553 „Hoch-
wasserangepasstes Planen und Bauen“ grundsätzlich zu be-
achten. Dabei sind die dort vorgesehenen Strategien zur Risi-
kominimierung „Ausweichen“, „Widerstehen“ und/oder „An-
passen“ entsprechend der Schutzwürdigkeit der jeweils ge-
planten baulichen Nutzung zu wählen bzw. zu kombinieren. 
Eine angemessene Hochwasservorsorge liegt dabei in der 
Verantwortung des jeweiligen Bauherrn.  

 

3. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind 
die Bestimmungen des Arbeitsblattes W 405 der Techn. Re-
geln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. 
V. (DVGW) einzuhalten. Das Merkblatt Feuerwehrzufahrten / 
Löschwasserversorgung der Hauptamtlichen Brandschau des 
Landkreises Emsland ist zu beachten. 

 

4. Im Umfeld des Gebietes befinden sich u.a. landwirtschaftliche 
Nutzflächen, aus denen es zeitweise auch im Zuge der ord-
nungsgemäßen Bewirtschaftung der Flächen zu Geruchs-, 
Geräusch- und Staubimmissionen kommen kann. Diese sind 
als ortsüblich hinzunehmen. 

 

5. DIN-Vorschriften, VDI-Richtlinien, etc., auf die in den Unterla-
gen zum Bebauungsplan Bezug genommen wird, werden bei 
der Samtgemeinde Spelle, Hauptstr. 43, 48480 Spelle zur Ein-
sicht bereit gehalten. 

 


